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Kein Stimmenfang durch Rundfunkwerbung!

Am 29. November 2015 waren die Bür-
gerinnen und Bürger in Hamburg und 
Kiel aufgerufen, über die Olympiabewer-
bung Hamburgs für 2024 abzustimmen. 
Diese Volksabstimmung war von einer 
breit angelegten Medienkampagne be-
gleitet. Über alle möglichen Werbeträger 
(zum Beispiel Plakate, Zeitungen, Zeit-
schriften und Rundfunk) versuchten Be-
fürworter und Gegner, die Bevölkerung 
von ihren Argumenten zu überzeugen.

Anders als etwa im Printbereich ist po-
litische Werbung im Fernsehen und im 
Radio jedoch unzulässig (§ 16 Abs. 1 
Medienstaatsvertrag Hamburg/Schle-
wig-Holstein in Verbindung mit § 7 Abs. 
9 Satz 1 Rundfunkstaatsvertrag). Denn 
mit dem Verbot politischer Werbung 
„soll verhindert werden, dass sich ein-
zelne gesellschaftliche Gruppierungen 
und Kräfte durch den Ankauf von Wer-
bezeiten in einer Weise bewusstseins-
bildend betätigen können, die geeignet 
ist, auf die öffentliche Meinungsbildung 
einzuwirken und diese zu verändern“   
(Oberverwaltungsgericht (OVG) Lüne-
burg, 07.05.1998).

Eine Ausnahme vom Verbot der poli-
tischen Werbung gibt es lediglich bei 
Wahlen, sie gilt jedoch nicht für Volks-
entscheide und Volksbegehren.

Die MA HSH wies die von ihr zugelas-
senen Rundfunksender deshalb bereits 
rund acht Wochen vor der Abstimmung 
auf die Unzulässigkeit von Spots hin, die 
mit Blick auf die Volksentscheide zur 
Olympiabewerbung Pro- oder Contra-
Positionen bewerben.

Im Vorfeld der Volksentscheide fielen 
der MA HSH in einigen Rundfunkpro-
grammen vereinzelt Werbespots mit un-
zulässiger politischer Ausrichtung auf, 
die nach Hinweis und Beratung durch 
die MA HSH aber sofort nachgebessert 
oder aus dem Programm genommen 
wurden.

Radio Hamburg strahlte dann einen als 
Werbung (Werbejingle) gekennzeichne-
ten Werbespot der Hamburger Sparkas-
se AG (Haspa) aus, innerhalb dessen im 
Rahmen von Interviews zu einem Ab-
stimmungsverhalten beim Referendum 

aufgerufen wurde, unter anderem mit 
folgendem Wortlaut eines Politikers:

„Wichtig ist, die Stimmzettel auszufüllen, 
mit Ja zu stimmen, denn es geht wirklich 
nicht nur darum, dass es eine Mehrheit 
gibt - die brauchen wir unbedingt - son-
dern auch eine große Mehrheit, damit wir 
richtig Eindruck machen beim Internati-
onalen Olympischen Komitee und der 
internationalen Sportwelt.“

Damit verbreitete die Haspa in dem Wer-
bespot ihre Pro-Olympia-Position, wur-
de also durch den Ankauf von Werbezeit 
in einer Weise bewusstseinsbildend tä-
tig, die geeignet war, auf die öffentliche 
Meinungsbildung einzuwirken und diese 
zu verändern.

Die MA HSH leitete deshalb ein förmli-
ches Aufsichtsmaßnahmeverfahren ein.

Radio Hamburg räumte den Fehler um-
gehend ein und führte organisatorische 
Gründe für diesen Verstoß an. Mittler-
weile habe man die internen Prozessab-
läufe optimiert, um Fehler dieser Art 

im Vorwege auszuschalten.

Da im Weiteren keine erneute unzuläs-
sige politische Werbung zum Olympia-
Referendum bei Radio Hamburg fest-
gestellt wurde, stellte die MA HSH das 
Verfahren schließlich ein.


